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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Anwendung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1055/72 des Rates vom 18. Mai 1972 über die Mitteilung der Einfuhr von 
Kohlenwasserstoffen an die Kommission auf die Erdölerzeugnisse der 
Tarifstellen 27.10 A, B, C I und C II des Gemeinsamen Zolltarifs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 5 und 213, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Erstellung einer Gesamtübersicht über die 
Versorgung der Gemeinschaft mit Kohlenwasser- 
stoffen ist wesentlicher Bestandteil einer gemein- 
schaftlichen Energiepolitik. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 105v5/72 vom 18. Mai 
1972^) gilt nur für die Mitteilung der Einfuhren von 
Rohöl und Erdgas an die Kommission. 

Es ist wichtig, die Auskünfte, über die die Gemein- 
schaft verfügt, zu vervollständigen; im Hinblick dar- 
auf müssen die in der Verordnung (EWG) Nr. 1055/ 
72 vorgesehenen Mitteilungen auf die Erdölerzeug- 
nisse der Tarifstellen 27.10 A, B, C I und C II des Ge- 
meinsamen Zolltarifs ausgedehnt werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1055/72 
des Rates vom 18. Mai 1972 vorgesehene Verpflich- 


tung der Mitgliedstaaten, der Kommission die Ein- 
fuhren von Kohlenwasserstoffen mitzuteilen, wird 
auf die Erzeugnisse der Tarifstellen 27.10 A, B, C I 
und C II des Gemeinsamen Zolltarifs ausgedehnt; 
die Mitteilung dieser Angaben erfolgt nach den Vor- 
schriften der vorgenannten Verordnung und gemäß 
den in Anhang I der vorliegenden Verordnung fest- 
gelegten Einzelheiten. 


Artikel 2 

Die Verpflichtung gemäß Artikel 2 der Verordnung 
Nr. 1055/72 findet in bezug auf die in Artikel 1 der 
vorliegenden Verordnung genannten Erzeugnisse 
auf Personen und Unternehmen Anwendung, die 
jährlich mindestens 100 000 t der Erzeugnisse der in 
Artikel 1 genannten Tarifstellen in die Gemeinschaft 
eingeführt haben oder einzuführen beabsichtigen; für 
diese Mitteilungen gelten die in Anhang II der vor- 
liegenden Verordnung festgelegten Einzelheiten. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt drei Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 120/3 
vom 25. Mai 1972 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
13. Februar 1974 - 1/4 - 680 70 ~ E - Ko 18/74: 

Die Vorchläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 18. Januar 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden 
und ergänzen die Vorschläge, die ich mit meinem Schreiben vom 31. Januar 1974 - 1/4 - 680 70 - E - Er 18/74 - 
übermittelt habe. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Anhang A 


Mitteilungen der Mitgliedstaaten an die Kommission 

Diese Mitteilungen müssen folgende Angaben enthalten: 

A. Bei Einfuhren, die in dem Kalenderhalbjahr vor der Übermittlung der Anga- 
ben getätigt worden sind: 

Vollständige Übermittlung der Angaben, die die Regierungen bei den Perso- 
nen oder Unternehmen eingeholt haben, einschließlich des Namens und des 
Sitzes dieser Personen oder Unternehmen, 

B. Bei Einfuhren, die voraussichtlich in dem Jahr nach der Übermittlung der An- 
gaben durchgeführt werden: 

1 . Art der eingeführten Erdölerzeugnisse und Bezeichnung nach dem Gemein- 
samen Zolltarif einschließlich der Angabe des Schwefelgehalts (Gewichts- 
prozente), soweit diese Angabe vorliegt ; 

2. voraussichtliche Menge der einzelnen Erzeugnisse, in 1000 metrischen Ton- 
nen; 

3. Land, in dem die einzuführenden Erdölerzeugnisse raffiniert werden; 

4. Prozentsatz der Lieferungen, die aufgrund von Verträgen mit einer Lauf- 
zeit von mehr als einem Jahr durchgeführt werden. 


3 



Drucksache 7/1 673 


Deutsdier Bundestag ~ 7. Wahlperiode 


Anhang B 


Mitteilungen der Personen und Unternehmen an die Mitgliedstaaten 

Diese Mitteilungen müssen folgende Angaben enthalten: 

1. Bei Einfuhren, die in dem Kalenderhalbjahr vor der Übermittlung der Angaben 
getätigt worden sind: 

1. Name und Sitz der einführenden Personen oder des einführenden Unter- 
nehmens; 

2. Art der eingeführten Erzeugnisse und Bezeichnung nach dem Gemein- 
samen Zolltarif, einschließlich der Angabe des Schwefelgehalts (Gewichts- 
prozente), soweit diese Angabe vorliegt; 

3. Menge der einzelnen Erzeugnisse, in 1000 metrischen Tonnen; 

4. Land, in dem die eingeführten Erdölerzeugnisse raffiniert wurden; 

5. Name und Sitz der Vertragsparteien; 

6. bei allen Einfuhren aufgrund von Lieferverträgen mit einer Laufzeit von 
mehr als einem Jahr: 

i) Laufzeit des Vertrages, 

ii) Zeitpunkt des Ablaufs, 

iii) Menge je Land, in dem die Erdöierzeugnisse raffiniert wurden. 


11. Bei Einfuhren, die voraussichtlich in dem Jahr nach der Übermittlung der An- 
gaben durchgeführt werden: 

1. Name und Sitz der einführenden Person oder des einführenden Unter- 
nehmens; 

2. Art der eingeführten Erzeugnisse und Bezeichnung nach dem Gemeinsa- 
men Zolltarif, einschließlich der Angabe des Schwefelgehalts (Gewichts- 
prozente), soweit diese Angabe vorliegt; 

3. voraussichtliche Menge der einzelnen Erzeugnisse, in 1000 metrischen 
werden; 

4. Land, in dem die einzuführenden Erdölerzeugnisse raffiniert wurden oder 
werden; 

5. Name und Sitz der Vertragsparteien; 

6. bei allen Einfuhren aufgrund von Lieferverträgen mit einer Laufzeit von 
mehr als einem Jahr: 

i) Laufzeit des Vertrages, 

ii) Zeitpunkt des Ablaufs, 

iii) Menge je Land, in dem die Erdölerzeugnisse raffiniert wurden oder 
werden. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über ein gemeinschaftliches 
und vorübergehendes System der Überwachung der Preise für Erdöierzeugnisse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
paisdien Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 103 Abschnitt 4 und Artikel 213, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die derzeitigen Schwierigkeiten der Gemeinschaft 
bei der Erdölversorgung erfordern vorübergehend 
eine präzise, rasche und homogene Kenntnis der 
Kosten für diese Versorgung. 

Ferner ist es angezeigt, den Unternehmen die Ver- 
pflichtung aufzuerlegen, ihre Veräußerungspreise 
- ohne Steuer - ab Raffinerie für eine Reihe von 
Erzeugnissen zu veröffentlichen. 

Es ist ferner angezeigt, daß die Mitgliedstaaten 
der Kommission die Angaben über den Wert der 
Einfuhren und die Veräußerungspreise - ohne 
Steuer - ab Raffinerie mitteilen, die von den Un- 
ternehmen angewandt werden. 

Es ist von Bedeutung, daß die Verkäufe in der 
Gemeinschaft unter nichtdiskriminierenden Bedin- 
gungen erfolgen. 

Die Mitgliedstaaten und die Kommision müssen 
in der Lage sein, sich über die eingeholten Angaben 
und die sich daraus ergebenden Versorgungsbedin- 
gungen in der Gemeinschaft zu konsultieren. 

Sofern übermäßig voneinander abweichende Prei- 
se oder Spekulationsbewegungen festgestellt wer- 
den, muß der Rat angemessene Maßnahmen treffen 
können. 

Eine solche Verordnung muß zeitlich begrenzt 
sein - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

TITEL I 

Wert des Rohöls und der eingeführten 
Erdölerzeugnisse 

A r t i k e 1 1 

1. Die Mitgüedstaaten teilen der Kommission am 

10. jeden Monats, erstmals am 1974, 

je Ursprungsland und je Unternehmen den mitt- 
leren cif-Wert der Einfuhren an Rohöl und Erd- 
ölerzeugnissen mit, die im Laufe des Vormonats 
aus Drittländern durchgeführt wurden und die 
unter Tarifnummer 27.09 und die Tarifstellen 
27.10 A, B, C I und C II des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs fallen. 


2. Diese Angaben ergeben sich aus den Erklärun- 
gen, die bei der Einfuhr von den betreffenden 
Unternehmen beim Zoll abgegeben werden. 


Artikel 2 

Unter Einfuhr im Sinne von Artikel 1 sind zu ver- 
stehen alles Rohöl und alle Erdölerzeugnisse, die in 
das Zollgebiet der Gemeinschaft zu anderen Zwek- 
ken als zur Durchfuhr und den aktiven Veredelungs- 
verkehr mit Bestimmung für dritte Länder einge- 
führt werden. 

Die Mitgliedstaaten müssen nur die Einfuhren mel- 
den, die für sie selber bestimmt sind, ausschließlich 
der Einfuhren zur Durchfuhr für andere Mitglieds- 
länder . 

Artikel 3 

1. Die in Anwendung von Artikel 1 mitgeteilten 
Informationen sind vertraulich. 

2. Die Personen, die an der Einholung und an der 
Aufstellung dieser Informationen beteiligt sind 
oder beteiligt waren, dürfen die individuellen 
Angaben oder jegliche andere individuelle Aus- 
künfte, über die sie in Ausübung ihrer Tätigkeit 
oder im Zusammenhang mit der Ausübung ihrer 
Tätigkeit Kenntnis erlangt haben, nicht weiter- 
verbreiten. 

3. Der vertrauliche Charakter der in Absatz 1 ge- 
nannten Informationen steht der Veröffent- 
lichung von allgemeinen oder zusammenfassen- 
den Angaben in einer Form, in der die Angaben 
keinen Aufschluß über einzelne Personen oder 
Unternehmen geben, nicht entgegen. 

TITEL II 

Preise der Erdölerzeugnisse ab Raffinerie 
Artikel 4 

1. Die Unternehmen, die jährlich eine Menge Rohöl 
von 500 000 Tonnen oder mehr raffinieren, ver- 
öffentlichen ihre Veräußerungspreise - ohne 
Steuer ~ für jede Raffinerie für wenigstens jedes 
der nachstehenden Erzeugnisse und übermitteln 
diese Preise dem Mitgliedstaat, in dem sich ihre 
Raffinerien befinden: 

- Superkraftstoff 
— Normalkraftstoff 
— Dieselkraftstoff 
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— leichtes Heizöl 
— Hausbrandheizöl 

— schweres Heizöl (max. 3,5 v. H. Schwefelge- 
halt) 

— schweres Heizöl (max. 1 v. H. Schwefelgehalt). 

2. Diese Verpflichtung tritt am .... 1974 in Kraft. 

3. Jede spätere Änderung der Veräußerungspreise 
wird ebenfalls veröffentlicht und dem betreffen- 
den Mitgliedstaat spätestens am Tag, an dem sie 
in Kraft tritt, mitgeteilt. 

Artikel 5 

Die von jeder Raffinerie ab Raffinerie getätigten 
Verkäufe von Erzeugnissen, die für den Verbrauch 
innerhalb der Gemeinschaft bestimmt sind, dürfen 
nicht zu Preisen erfolgen, die über den in Artikel 4 
genannten Preisen liegen. 

Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission unver- 
züglich die gemäß Artikel 4 eingeholten Angaben 
mit. Die Kommission übermittelt den anderen Mit- 
gliedstaaten eine Gesamtübersicht über diese Infor- 
mationen. 

TITEL III 

Allgemeine Bestimmungen 
Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission konsultie- 


ren sich so häufig wie notwendig über die kraft die- 
ser Verordnung eingeholten Angaben, über die Er- 
füllung der Verpflichtung gemäß Artikel 5 sowie 
über die Auswirkungen der Gesamtheit dieser Be- 
stimmungen auf die Versorgung der Gemeinschaft 
mit Mineralölerzeugnissen. 

Diese Konsultationen finden im Rahmen der gemäß 
der Richtlinie Nr. 73/238 vom 24. Juli 1973 ’) gebil- 
deten Gruppe statt. 


Artikel 8 

Falls im Anschluß an diese Konsultationen übermä- 
ßig voneinander abweichende Preise oder Spekula- 
iionsbewegungen, die das Gleichgewicht des Mark- 
tes in der Gemeinschaft beeinträchtigen können, 
festgestellt werden, trifft der Rat auf Vorschlag der 
Kommission die geeigneten Maßnahmen. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß- 
nahmen, um sicherzustellen, daß die Verpflichtungen 
gemäß Artikel 3, 4 und 5 erfüllt werden. 


Artikel 10 

Diese Verordnung gilt bis zum 30. Juni 1974. 

Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 228 1 
vom 16. August 1973 
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Mitteilung der Kommission an den Rat über die angesichts der derzeitigen Energiekrise 
in der Gemeinschaft zu ergreifenden Maßnahmen 


Auf ihrer Konferenz von Kopenhagen haben die 
Staats^ und Regierungschefs die Kommission insbe- 
sondere aufgefordert, Vorschläge zu machen, um „zu 
einer konzertierten Lösung der sich aus der Entwick- 
lung der gegenwärtigen Energiekrise ergebenden 
Probleme zu kommen", und „Bestimmungen vorzu- 
sehen, die gewährleisten, daß alle Mitgliedstaaten 
auf einer konzertierten und gerechten Grundlage 
Maßnahmen zur Einschränkung des Energiever- 
brauchs treffen". 

Sie wird dem Rat zu den Terminen, die sie sich ge- 
setzt hat, die übrigen, in diesem Zeitplan vorgesehe- 
nen Vorschläge zur mittel- und langfristigen Ener- 
giepolUik der Gemeinschaft übermitteln. 

Die dieser Mitteilung beigefügten Vorschläge betref- 
fen lediglich konjunkturelle Maßnahmen, deren An- 
wendung auf den Zeitraum beschränkt wäre, wäh- 
renddessen die Mineralölversorgung gestört ist. 
Einige dieser Vorschläge nehmen frühere Vorlagen 
an den Rat in geänderter Form wieder auf; andere 
wurden dem Rat bereits angekündigt. 

Die hier von der Kommission vorgeschlagenen Maß- 
nahmen lassen sich schließlich nicht von anderen 
Vorschlägen, die der Rat am 18, Dezember 1973 ge- 
prüft hat, trennen, die einerseits die Einsetzung 
eines Energieausschusses und andererseits die In- 
kraftsetzung gemeinschaftlicher Vorschriften betref- 
fen, die es der Kommission ermöglichen, Energie- 
bilanzen zu erstellen, die alle wichtigen Aspekte 
der Energielage in der Gemeinschaft umfassen. 

Die Kommission behält sich vor, entsprechend der 
Entwicklung der Situation, die sie ständig prüft, spä- 
ter andere sich gegebenenfalls als notwendig erwei- 
sende Maßnahmen vorzuschlagen. 

Außerdem untersucht die Kommission bereits die 
wirtschaftlichen und politischen Auswirkungen der 
Energieversorgungslage der Gemeinschaft. Sie wird 
schnell ihre Schlußfolgerungen über die Auswirkun- 
gen, die diese Lage auf die Produktion, die Beschäf- 
tigungslage, die Preise und die Zahlungsbilanzen so- 
wie auf die Entwicklung der Währungsreserven ha- 
ben könnte, bekanntmachen. In dem gleichen Zu- 
sammenhang wird sie demnächst Vorschläge über 
die von der Gemeinschaft zu entwickelnde Koopera- 
tion mit den Energieproduzenten- und -verbraucher- 
ländern machen. 

Seit ungefähr drei Monaten ist die Energieversor- 
gung der Gemeinschaft durch die von den arabischen 
Ländern beschlossenen Fördereinschränkungen ge- 
stört. Zwar sind nicht alle Mitgliedstaaten in glei- 
cher Weise durch diese modulierten und in ständiger 
Entwicklung befindlichen Entscheidungen berührt. 
Doch werden insbesondere wegen der gegenseitigen 


Abhängigkeit der Volkswirtschaften der Gemein- 
schaft alle Mitgliedstaaten von den Auswirkungen 
der Krise betroffen oder bedroht. 

Die am 1. Januar eingetretenen Erleichterungen (Ein- 
schränkung der Lieferungen der arabischen Länder 
nur um 15 v. H. anstelle der ursprünglich vorgese- 
henen 25 V. H.; Deckung des tatsächlichen Bedarfs 
einiger Länder) verringern zwar in gewissem Maße 
die Schwierigkeiten, lassen aber doch eine Versor- 
gungslage weiterbestehen, die auf Gemeinschafts- 
ebene noch als heikel anzusehen ist, auch wenn man 
die zugunsten der am meisten betroffenen Länder 
vorgenommenen Umorientierungen der Verkehrs- 
ströme in Rechnung zieht. 

Zu den mengenmäßigen Aspekten des Problems ist 
ein neues besorgniserregendes Element hinzuge- 
kommen, und zwar im Zusammenhang mit der be- 
trächtlichen Erhöhung der Rohölpreise, die Ende 
Dezember von den Produzentenländern verfügt wur- 
de. Dieses seit einigen Monaten bereits latente Pro- 
blem hat damit schlagartig eine ganz besondere Be- 
deutung erlangt. Im Hinblick darauf, daß in den näch- 
sten Wochen eine relative Verbesserung der Ver- 
sorgung spürbar werden wird, muß diesem Problem 
vorrangig Beachtung geschenkt werden. 

Ob man nun die mengenmäßigen oder die preis- 
lichen Aspekte ins Auge faßt - die Krisensituation, 
von der die Erdölversorgung betroffen ist, könnte 
das gute Funktionieren und die Einheit des Gemein- 
samen Marktes gefährden. Um ein derartiges Aus- 
einanderfallen zu vermeiden, müssen die zu ergrei- 
fenden Maßnahmen auf die Solidarität, die die 
Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten aneinander 
bindet, gegründet sein. 

Diese Maßnahmen könnten entweder auf eine Auf- 
teilung der Verfügbarkeiten an Erdöl ausgerichtet 
sein oder ein Bündel von Maßnahmen umfassen, 
mit denen der Energieverbrauch harmonisiert in 
allen Ländern eingeschränkt wird, und zwar nach 
Maßgabe des Niveaus dieser Verfügbarkeiten und 
unter Gewährleistung des freien Warenverkehrs. 
Die unter diesen beiden Möglichkeiten zu treffen- 
de Wahl hängt von der Lage ab, mit der man kon- 
frontiert ist, und muß insbesondere den Aspekt 
Preise berücksichtigen. 

Unter Berücksichtigung des möglichen globalen De- 
fizits und der Tatsache, daß alle Mitgliedstaaten 
- und zwar unter dem Druck der Ereignisse früher 
als es die Richtlinie Nr. 73/238/EWG vom 24. Juli 
1973 1) über Maßnahmen zur Abschwächung der Aus- 
wirkungen von Schwierigkeiten bei der Versorgung 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 228/1 
vom 16. August 1973 
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mit Erdöl und Erdölerzeugnissen vorsieht - mehr 
oder weniger umfangreiche Maßnahmen zur Ver- 
brauchsbeschränkung getroffen haben, ist die Kom- 
mission der Ansicht, daß die Bemühungen vorran- 
gig auf die zweite Alternative gerichtet sein müs- 
sen. 

Die Entwicklung der Versorgungslage und die Kon- 
sultationen, die sich im Energieausschuß ergeben 
werden, werden die Kommission gegebenenfalls ver- 
anlassen, neue Vorschläge zu formulieren, mit denen 
ein Mechanismus für die Aufteilung der Verfügbar- 
keiten an Mineralölerzeugnissen in Kraft gesetzt 
wird, der der Energieverbrauchsstruktur in den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten Rechnung trägt. 

Die anliegenden Vorschläge sehen daher gleichzei- 
tiges Einwirken auf die Transaktionen mit Erdöler- 
zeugnissen zwischen den Mitgiiedstaaten und zwi- 
schen diesen und Drittländern, auf die für diese Er- 
zeugnisse geltenden Preise sowie auf die Maßnah- 
men, mit denen der Energieverbrauch eingeschränkt 
werden könnte, derart vor, daß sie durch ihr Zu- 
sammenwirken das gute Funktionieren des gemein- 
samen Marktes gewährleisten. 


1. Der Austausch von Mineralölerzeugnissen in der 
Gemeinschaft muß weiterhin unter Respektie- 
rung des Grundsatzes des freien Warenverkehrs 
erfolgen, wobei Mechanismen vorzusehen sind, 
mit denen gegebenenfalls besonderen Schwierig- 
keiten, die in einzelnen Mitgliedstaaten auftre- 
ten könnten, begegnet werden kann. Im übrigen 
muß verhindert werden, daß anomale Ausfuhren 
nach Drittländern die Versorgung der Gemein- 
schaft in Gefahr bringen. 

Diese Ziele setzen eine schnelle, genaue und ho- 
mogene Information über den innergemeinschaft- 
lichen Austausch und die Ausfuhren nach Dritt- 
ländern voraus, mit der die zur Ausarbeitung der 
Energiebilanzen erforderlichen vierteljährlichen 
Angaben vervollständigt werden, ohne daß es zu 
Dopelmeldungen kommt. 

Sie setzen des weiteren häufige Konsultationen 
zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommis- 
sion voraus, um sich auf Gemeinschaftsebene 
über Restriktionen zu konzertieren, die gege- 
benenfalls hinsichtlich des innergemeinschaft- 
lichen Austausches und der Drittlandausfuhren 
erforderlich sind, wobei im letzten Falle insbeson- 
dere die Situation der traditionell von Raffine- 
rien der Gemeinschaft versorgten Staaten zu be- 
rücksichtigen ist. 

Dies ist Gegenstand der Vorschläge im Teil I und 
II, die die Kommission dem Rat in etwas anderer 
Form bereits am 5. November 1973 vorgelegt 
hatte (Dokument KOM(73) 1891 und 1892) und 
die sie am 10. Januar 1974 erneut übermittelt 
hat. 


2. Die Kenntnis der Einfuhren von Erdöl und Erdöl- 
erzeugnissen aus Drittstaaten ist ebenfalls erfor- 
derlich, will man den vorstehend genannten Kon- 
sultationen ihre volle Wirksamkeit geben. 

Was das Rohöl anlangt, so wird die Kommission 
von der ihr in Artikel 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1055/72 über die Mitteilung der Einfuhr von 
Kohlenwasserstoffen^) eingeräumten Möglichkeit 
Gebrauch machen, um über diese Angaben nach 
einer Periodizität zu verfügen, die der in den 
beiden vorgenannten Vorschlägen vorgesehenen 
entspricht. 

Hinsichtlich der Erdölerzeugnisse wird dem Rat 
vorgeschlagen, den Verordnungsvorschlag (vgl. 
Teil V) zu billigen, der ihm bereits im August 
1973 vorgelegt worden ist^) und der die Vor- 
schriften der Verordnung (EWG) Nr. 1055/72 auf 
Mineralölerzeugnisse ausdehnt. Die Kommission 
würde dann die erforderlichen Maßnahmen er- 
greifen, daß ihr die entsprechenden Informatio- 
nen nach der gleichen Periodizität wie oben über- 
mittelt werden. Das Verfahren zur Mitteilung 
von Angaben über die gesamten Erdöleinfuhren 
wird dann auf eine einzige dauerhafte Rechts- 
grundlage gestützt sein, deren Anwendung je- 
weils der Situation angepaßt würde. Der Vor- 
schlag betreffend die Mitteilung von Angaben 
über die Einfuhren von raffinierten Erzeugnissen, 
den die Kommission am 5. November 1973 vor- 
gelegt hat ^), wird damit gegenstandlos. 

3. Unter den derzeitigen Umständen empfiehlt es 
sich weiter, auch auf dem Gebiet der Preise Maß- 
nahmen zu ergreifen. 

Ein derartiges Vorgehen stünde nicht im Wider- 
spruch zu der Rolle, die normalerweise die Preise 
auf dem Markt mittel- und langfristig zu spielen 
haben. Es handelt sich vielmehr darum zu vermei- 
den, daß die Preisunterschiede, die sich wegen 
des Ungleichgewichts der Versorgung ergeben, 
dieses Ungleichgewicht noch verstärken. Eine 
derartige Situation würde innerhalb des Ge- 
meinsamen Marktes zu Verzerrungen führen, die 
durch ihre Auswirkungen auf das Wirtschafts- 
leben die Konsequenzen des Erdölmangels in 
ihrer Bedeutung weiter verschärfen könnten. 

Das in der derzeitigen Situation zu erreichende 
Ziel besteht damit darin, die Preise im Rahmen 
vernünftiger Grenzen zu halten, und zwar durch 


2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 120/3 
vom 25. August 1972 

3) vgl. Anlage I zu Dok. KOM(73) 1320 vom 25. Juli 1973. 
Der im Anhang 3 der hier vorliegenden Mitteilung ver- 
wendete Text entspricht Anlage I des Entwurfs eines 
Berichts der Gruppe Energie an den Ausschuß der Stän- 
digen Vertreter (Ratsdokument T/608/73 (ENER) vom 
15. November 1973. 

4) Dok. KOM(73) 1835 endg. 
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eine konjunkturelle Maßnahme und nicht durch 
Maßnahmen der langfristigen Energiepolitik. Da- 
her werden nur Preise ohne Steuern erfaßt. 

Mit dem als Teil VI beigefügten Verordnungs- 
entwurf wird ein Informationsverfahren über die 
Versorgungskosten und die angewendeten Preise 
ex Raffinerie für die wichtigsten Erdölerzeug- 
nisse eingeführt, das es ermöglichen wird, die Be- 
dingungen der Versorgung der Gemeinschaft mit 
Erdöl und Erdölerzeugnissen genau zu kennen. 

Sollten die so eingeholten Informationen Situa- 
tionen deutlich machen, die zu Spannungen beim 
innergemeinschaftlichen Warenverkehr führen, 
so würde die Kommission die erforderlichen Vor- 
schläge machen. Der vorliegende Vorschlag für 
eine Überwachung der Preise für Erdölerzeug- 
nisse gilt vorübergehend. Er fügt sich in den 
Aktionsrahmen der Kommission hinsichtlich der 
Harmonisierung der Preissysteme für Erdöler- 
zeugnisse, die zugleich den Erfordernissen einer 
stabilen Versorgungspolitik und einem reibungs- 
losen Funktionieren des Marktes Rechnung tra- 
gen. Die Kommission wird demnächst Vorschläge 
über dieses Preissystem im Rahmen einer lang- 
fristigeren Politik vorlegen; sie verweist im übri- 
gen auf die Vorschläge, die sie im Hinblick auf 
die Harmonisierung der Struktur und der Sätze 
der Verbrauchssteuern auf Erdölerzeugnisse vor- 
gelegt hat. 

4. Schließlich rechtfertigen es die Einheit des Ge- 
meinsamen Marktes und das eigene Interesse 
der Mitgliedstaaten, daß - wie es die Staats- und 
Regierungschefs in Kopenhagen bestätigt haben - 
Maßnahmen zur gleichwertigen Einschränkung 
des Energieverbrauchs in allen Mitgliedstaaten 
ergriffen werden, um die sich aus der derzeiti- 
gen Situation ergebenden Lasten gerecht und 
konzentriert zu verteilen. 

Es wird daher dem Rat zunächst vorgeschlagen, 
den Mitgliedstaaten zu empfehlen, die Maßnah- 
men, die sie zur Unterstützung freiwilliger Ver- 


brauchseinschränkungen bereits ergriffen haben 
oder ergreifen könnten, auf der Basis einer Har- 
monisierung beizubehalten (vgl. Teil III). 

Da derartige Maßnahmen das für die nächsten 
Monate zu erwartende Defizit indessen nicht voll 
ausgleichen könnten, wird es erforderlich sein, 
Maßnahmen zwingenderen Charakters zu ergrei- 
fen. Die Kommission schlägt dem Rat vor, die 
Festlegung eines mit der Energieverbrauchsein- 
schränkung in der Gemeinschaft zu erreichenden 
Ziels, das je nach der Versorgungslage zu modu- 
lieren wäre, sowie die Verfolgung dieses Ziels 
durch konzentrierte und harmonisierte Maßnah- 
men bereits jetzt im Grundsatz zu billigen (vgl. 
Teil IV). 

Später wird die Kommission, ausgehend von den 
Perspektiven, die sich aus den umfassenden Ener- 
giebilanzen, zu deren Erstellung sie aufgefordert 
worden ist, ergeben und nach den geeigneten 
Konsultationen dem Rat den zu erreichenden Pro- 
zentsatz der Einschränkung sowie die Maßnah- 
men Vorschlägen, die geeignet sind, unter Berück- 
sichtigung der Energieverbrauchsstruktur der ein- 
zelnen Mitgliedstaaten dieses Ziel zu erreichen. 

Abgesehen vom Text in Teil V, der permanent zur 
Anwendung kommen soll, dessen Anwendungsmo- 
dalitäten aber den derzeitigen Umständen angepaßt 
wurden, sollen die mit der vorliegenden Mitteilung 
vorgeschlagenen Maßnahmen nur vorübergehend 
gelten und am 30. Juni 1974 außer Kraft treten. Die 
Kommission behält sich vor, dem Rat je nach Ent- 
wicklung der Situation zu gegebener Zeit vorzu- 
schlagen, diese Maßnahmen zu ändern, ganz oder 
teilweise außer Kraft zu setzen oder gegebenenfalls 
ihre Geltungsdauer zu verlängern. 

Da es sich um Maßnahmen handelt, mit denen einer 
Krisensituation begegnet werden soll, müßte ihre 
Billigung natürlich möglichst kurzfristig erfolgen, 
was auch der Erklärung der Staats- und Regierungs- 
chefs von Kopenhagen entspricht. Die Kommission 
wünscht daher, daß der Rat sich vor dem 15. Februar 
über ihre Vorschläge entscheidet. 
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